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KINDER-FREIHEITSENTZUG?!
TITELTHEMA

Zwischen Erziehungsauftrag und Ultima Ratio: Umgang mit  
hartnäckiger Schulverweigerung in Baden-Württemberg

Ein Beitrag von 
Sandra Lore Wilhelm 

Freie Autorin

Jugendliche, die der Schule immer wieder 
fernbleiben, riskieren in Deutschland nicht 
nur Bußgelder und Gespräche mit Behörden. 
In einigen Fällen endet hartnäckiges Schul-
schwänzen in einer besonderen Form des 
Freiheitsentzugs: dem Jugendarrest. 
Was für viele nach einem drastischen Schritt 
klingt, ist rechtlich möglich und wird auch in 
Baden-Württemberg praktiziert. Doch wie oft 
kommt es dazu und wie sinnvoll ist diese Maß-
nahme?

Kurzfristige Freiheitsentziehung  
mit Erziehungsauftrag 
Jugendarrest ist ein Instrument des Jugendstraf-
rechts und soll erzieherisch wirken. Im Unter-
schied zur Jugendstrafe ist er zeitlich begrenzt 
und reicht je nach Form von einem Wochenen-
de bis zu mehreren Wochen. Die Justiz spricht 
von einer „kurzfristigen Freiheitsentziehung mit 
erzieherischem Auftrag“. Jugendliche sollen die 
Konsequenzen ihres Verhaltens erleben und da-
raus Schlüsse für ihr weiteres Handeln ziehen 
können.
In Baden-Württemberg stehen dafür zwei Ein-
richtungen zur Verfügung: die Jugendarrestan-
stalt Göppingen sowie die Jugendarrestanstalt 
Rastatt, eine Außenstelle der Justizvollzugsan-
stalt Karlsruhe. Dort werden Kurzarrest, Freizeit-
arrest und Dauerarrest vollzogen, ergänzt durch 
pädagogische Angebote, Gespräche oder Grup-
penprogramme.

Wie oft kommt Jugendarrest wegen 
Schulschwänzens vor?
Während viele Aspekte des Schulwesens 
statistisch eng begleitet werden, fehlen 
ausgerechnet beim Thema Schul-
absentismus umfassende Zahlen. 
Eine Recherche des Redaktions-
netzwerks-Deutschland (RND) 
brachte erstmals bundesweit 
etwas Licht ins Dunkel. Die Jus-
tizverwaltungen der Länder 
gaben an, wie viele Jugendli-
che 2025 wegen Schulverwei-
gerung im Arrest saßen. Baden-
Württemberg meldete dabei 33 
Fälle und lag damit deutlich unter 
dem Spitzenreiter Niedersachsen, 
aber über Ländern, die keine oder nur 
sehr wenige Arrestfälle registrierten.
Auffällig ist weniger die Zahl selbst als der Weg, 
über den sie sichtbar wird: Arrestfälle erschei-
nen in der Justizstatistik, nicht im Schulbereich. 
Schulabsentismus wird in Baden-Württem-
berg außerdem kaum zentral erfasst. Laut Kul-
tusministerium gibt es weder eine Statistik zu 
Bußgeldern noch ein landesweites System zur 
Erfassung von Fehlzeiten. Dadurch bleibt das 
Ausmaß schwer abzuschätzen.

Rechtlicher Rahmen:  
Von der Schulpflicht zu Sanktionen
Ausgangspunkt ist die allgemeine Schulpflicht, 
die in Baden-Württemberg gesetzlich geregelt 
ist. Zunächst greifen schulische Maßnahmen. 
Dazu gehören pädagogische Gespräche, Ord-

Zur Autorin

Sandra Lore Wilhelm ist freie Autorin mit einer Leidenschaft für klare und authentische Kommunikation. 

Mit einem Blick fürs Wesentliche und einem Gespür für die richtige Tonalität hat sie sich darauf speziali-

siert, komplexe Inhalte verständlich und ansprechend zu vermitteln. Die ausgebildete Fremdsprachenkor-
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nungsmaßnahmen oder die Unterstützung 
durch Schulsozialarbeit und schulpsychologi-
sche Beratung. Erst wenn diese Schritte nicht 
ausreichen, folgen verwaltungsrechtliche Maß-
nahmen wie Bußgelder oder Zwangsgelder ge-
genüber den Erziehungsberechtigten.
Freiheitsentzug für Jugendliche kommt erst 
dann in Betracht, wenn zuvor andere Maß-

nahmen nicht zum Erfolg geführt haben. 
Jugendarrest gilt im Jugendstrafrecht 

als letztes Sanktionsmittel vor einer 
Jugendstrafe. Er wird von einem 

Jugendgericht angeordnet und 
zeitlich begrenzt vollzogen.

Stimmen aus der Praxis:  
Hilfreich oder hilflos?
Die Maßnahme ist pädago-
gisch umstritten. Die Gewerk-

schaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW) bezeichnet 

Jugendarrest für Schulverweigerer 
als schulpolitische und pädagogi-

sche Bankrotterklärung und bezwei-
felt, dass Freiheitsentzug Ursachen wie 

Schulangst, Mobbing, Depressionen oder fami-
liäre Probleme lösen kann. Auch Vertreter aus 
dem Jugendstrafvollzug berichten, dass Arrest 
bei Schulabsentismus selten nachhaltig wirkt. 
Viele der betroffenen Jugendlichen haben be-
reits schlechte Schulerfahrungen gemacht und 
bräuchten Unterstützung statt Druck.
Es gibt aber auch Stimmen, die den Jugend-
arrest als notwendige Option sehen. Wer die 
Schulpflicht konsequent durchsetzen wolle, 
brauche ein letztes Mittel, wenn anderen Maß-
nahmen die Grenzen gesetzt sind. Der Justiz-
vollzug betont die erzieherische Ausrichtung 
der Einrichtungen. Berufsorientierung, Sportan-
gebote, Gruppenprogramme oder Gespräche 
sollen Jugendlichen helfen, den Anschluss an 
Schule und Alltag wiederzufinden.

Was wird in Baden-Württemberg 
diskutiert?
Systematisch diskutiert wird das Thema vor 
allem im Rahmen von Schulabsentismus ins-
gesamt. In Antworten an den Landtag verweist 

das Kultusministerium darauf, wie wichtig frühe 
Unterstützung durch Schulsozialarbeit, Schul-
psychologie und Jugendhilfe ist. Dazu gehören 
Handreichungen und Leitfäden, die Lehrkräfte 
und Schulleitungen im Umgang mit Schulab-
sentismus unterstützen. Der Schwerpunkt liegt 
klar auf Prävention, also darauf, eine Eskalation 
zu vermeiden, nicht auf möglichst harten Sank-
tionen.
Dass Jugendarrest trotz dieser Bemühungen als 
Option bestehen bleibt, zeigt, dass es in einzel-
nen Fällen offenbar bisher keine überzeugende 
Alternative gibt. Gleichzeitig deuten die niedri-
gen Fallzahlen darauf hin, dass Baden-Württem-
berg den Arrest zurückhaltend nutzt und im All-
tag eher als Ausnahmeinstrument begreift.

Lösungsansätze:  
Ursachen statt Symptome
Schulabsentismus ist selten Ausdruck von Be-
quemlichkeit. Häufig liegen komplexe persön-
liche oder familiäre Belastungen zugrunde. 
Präventive und unterstützende Ansätze von 
Schulpsychologie über Jugendhilfe bis hin zu 
alternativen Lernangeboten können dazu bei-
tragen, Eskalationsprozesse zu vermeiden und 
Betroffene früher zu erreichen.
Ein stärkerer Fokus auf Kooperation zwischen 
Schule, Jugendhilfe und Justiz könnte langfris-
tig dazu beitragen, dass es seltener zu Maßnah-
men wie Jugendarrest kommt. Ob Baden-Würt-
temberg diesen Weg weitergeht, hängt weniger 
von der Justiz als von Ressourcen und Struktu-
ren im Schulbereich ab. Eine konsequente Prä-
ventionsstrategie kann dazu
beitragen, dass Freiheits-
entzug wegen Schul-
schwänzens tatsäch-
lich jene seltene 
Ausnahme bleibt, 
als die er 
recht-
lich ge-
dacht 
ist 
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